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Sich wehren im 

Mietbereich wird 
massiv teurer 
 
Seit dem 1. Januar 2011 
gilt die neue Schweizer-
ische Zivilprozessordnung. 
Mit der neuen ZPO gelten 
auch für Mietparteien neue 
Verfahrensregeln. So hat 
grundsätzlich der Kläger 
die Gerichtskosten vorzu-
schiessen. Aus diesem 
Kostenvorschuss werden 
die Gerichtskosten ge-
deckt, unabhängig vom 
Ausgang des Prozesses. 

Obsiegt der Kläger, hat er 
- bezüglich der mit seinem 
Vorschuss gedeckten Ge-
richtskosten - nur einen 
Regressanspruch gegen-
über dem Beklagten. Dies 
bedeutet, er muss den von 
ihm geleisteten Kosten-
vorschuss bei der 
Gegenpartei eintreiben.  

So ist es für einen Mieter 
einfacher, gegen einen 
Vermieter zu klagen, da in 
der Regel genügend Haf-
tungssubstrat vorhanden 
ist. Anders sieht es aus, 
wenn der Geschäftsmieter 
gegen einen Untermieter 
klagen muss, zumal die 
Zahlungsfähigkeit von Un-
termietern oft ungenügend 
ist. Das Ausfallrisiko, d.h. 
das Risiko, den Kosten-
vorschuss zu verlieren, ist 
bei Prozessen gegen 
Untermieter hoch. Es 
macht daher Sinn, vom 

Untermieter eine Sicher-
heit zwischen drei bis 
sechs Monatsmietzinsen in 
Form einer Barkaution 
oder einer Bankgarantie zu 
verlangen. Darüberhinaus 
kann eine Rechtsschutz-
versicherung vor Verlust 
des Kostenvorschusses 
schützen, da sie diesen im 
Prozessfall übernehmen 
muss.  

Das Schlichtungsverfahren 
bleibt kostenlos. Es wer-
den keine Gerichtskosten 
erhoben und keine Par-
teientschädigungen ge-
schuldet. ���� 

 
 

 

 
 

 
Quellensteuer kann 

auch beim Arbeit-
nehmer einge-

fordert werden 
 
Können Quellensteuern 
nicht mehr bei der Arbeit-

geberin erhältlich gemacht 
werden, weil diese inzwi-
schen von Amtes wegen 
aus dem Handelsregister 
gelöscht wurde, so kann 
die steuerpflichtige Person 
vom kantonalen Steuer-
amt zur Nachzahlung der 
von ihr geschuldeten Quel-
lensteuer verpflichtet wer-
den. (Quelle: BGE 

2C_516/2010 vom 25.11. 

2010) ���� 
 
 

 
 
 

Was ist ein 
Rektifikat? 
 

Unter einem Rektifikat 
versteht man eine 
formlose Korrektur einer 
Steuer-Veranlagung. Ein 
Rektifikat kann aber auch 
dann vorliegen, wenn die 
steuerpflichtige Person 
oder ihr Vertreter eine 
korrigierte Steuererklär-
ung auf Grund veränderter 
Tatsachen einreicht.  
 
Liegt noch keine definitive 
Veranlagung der Steuer-
behörde vor, so können 
nachträglich - unter fol-
genden Bedingungen - 
Eingaben gemacht 
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werden: 

• es liegt kein oder nur 
geringes Verschulden 
vor 

 
• die Einkommensauf-

rechnung darf Fr. 
30'000 und die Ver-
mögensaufrechnung Fr. 
600'000 nicht über-
schreiten. 

 
Falls bei einer bereits 
bestehenden Veranlagung, 
innerhalb der Rechts-
mittelfrist von 30 Tagen, 
auf den Fehler hinge-
wiesen wird, kann die Ver-
anlagungsbehörde ohne 
weiteres ein Rektifikat der 
Veranlagung vornehmen. 
Stellt sie ein Rektifikat in 
Aussicht, ist eine 
schriftliche Einsprache 
nicht mehr notwendig. 

Folgende Arten von Kor-
rekturen können mit 
einem Rektifikat geregelt 
werden: 

• Schreib- und Rech-
nungsfehler 

• Klare, aufgrund der 
vorliegenden Akten 
feststellbare Fehler der 
Veranlagungsbehörde 
(Verwechslungen, klare 
Fehlüberlegungen, 
Nicht-berücksichtigung 
aktenkundiger Tat-
sachen etc.), welche 
ohnehin zur Gut-
heissung einer Ein-
sprache führen würden.  

• Klare Sachverhalte, 
ohne dass ein Fehler 
der Veranlagungsbe-
hörde vorliegt, z.B. der 
Nachweis über die Ver-
buchung eines Privat-
anteils, Beibringung 
einer Bescheinigung 
über die Einzahlung in 
die Säule 3a, Zustellung 
eines Nachweises be-
treffend auswärtigem 
Studienaufenthalt des 

Kindes, usw. 
 
Das Rektifikat kann bei der 
Staats- und Gemeinde-
steuer wie auch bei der di-
rekten Bundessteuer an-
gewandt werden. ���� 
 
 

Einschätzungsmit-

teilungen schlies-
sen die  

Mehrwertsteuer-
Kontrolle ab 
 
 

Mit einer Einschätzungs-
mitteilung, einem so-
genannten «Kontroll-
ergebnis», schliessen die 
Steuerbehörden die Kont-
rolle von geprüften MWSt-
Perioden ab.  

Dieses Kontrollergebnis ist 
provisorisch und zeigt dem 
Steuerpflichtigen die 
Steuerforderung, d.h. die 
Steuerschuld bzw. das 
bestehende Guthaben in 
der kontrollierten Periode 
auf. 
 
Wird diese Einschätzungs-
mitteilung durch den 
Steuerpflichtigen vorbe-
haltlos akzeptiert und 
bezahlt, wird die Steuer-
forderung rechtskräftig. 
Diese kann anschliessend 
- auch durch die Ver-
waltung - nicht mehr in 
Frage gestellt werden. 

Innerhalb von 30 Tagen 
kann der Steuerpflichtige 
Einsprache gegen die Ein-
schätzungsmitteilung er-
heben.  

Neu unterscheidet das 
Gesetz zwischen der 
Steuerperiode und der Ab-
rechnungsperiode. Die 
Steuerperiode ist mit dem 
Kalenderjahr oder (alter-
nativ) dem Geschäftsjahr 
identisch und umfasst bei 

der effektiven Abrech-
nungsmethode vier viertel-
jährliche Abrechnungspe-
rioden. Die Steuerschuld 
bezieht sich stets auf die 
Steuerperiode. ���� 
 
 

 
 
 

Lohn kann nicht 
einseitig geändert 

werden 
 
Grundsätzlich unterliegt 
die Festlegung des Lohns 
der Vertragsfreiheit. Der 
Arbeitgeber hat den ge-
samten vereinbarten Lohn 
pünktlich zu zahlen. 

Ist der Arbeitgeber mit der 
Arbeit eines Mitarbeiten-
den nicht einverstanden, 
so darf er dessen Lohn 
nicht einfach herabsetzen. 
Eine Lohnreduktion kann 
nur mit Einverständnis des 
Arbeitnehmers erfolgen 
oder muss im 
Arbeitsvertrag explizit 
geregelt sein. Die 
einseitige Herabsetzung 



des Lohns stellt eine 
teilweise Nichterfüllung 
der Lohnzahlungspflicht 
dar und kann eingeklagt 
werden. (Quelle: BG 

4A_608/ 2009 vom 

25.2.10) ���� 
 

 

Steuerlich 
abziehbare 

Weiterbildung darf 

keine 
Erstausbildung sein 

 
Weiterbildungskosten sind 
steuerlich nur absetzbar, 
wenn sie die aktuelle be-
rufliche Tätigkeit betref-
fen. Sie müssen der 
Sicherung der bisheri-

gen Arbeit dienen und 
dürfen nicht einem Auf-
stieg oder gar einem Be-
rufswechsel zugute kom-
men.  

So kann beispielsweise ein 
kaufmännischer Ange-
stellter die Ausbildung 
zum Betriebsökonom nicht 
als Weiterbildung steuer-
lich geltend machen. 
(Quelle: BGE 2C_697/ 

2010 vom 28.1.2011) ���� 

 

 

 

 

 
 

Rückerstattung der 
CO-2 Abgabe: 

Konsequenzen bei 
der Mehrwertsteuer 
 
Die Rückerstattung der 
CO-2 Abgabe hat gemäss 
MWSt-Info von 2010 beim 
empfangenden, steuer-
pflichtigen Unternehmen 
keine mehrwertsteuerli-
chen Folgen. Die Rücker-
stattung stellt also weder 
ein steuerbares Entgelt 
dar, noch führt diese zu 
einer Vorsteuerkürzung. 

Mit der Auszahlung der 
CO-2 Abgabe 2011 werden 
die Einnahmen der letzten 
drei Jahre vergütet. Da 
nur der Auszahlungszeit-
punkt massgebend ist, ist 
keine Aufteilung pro rata 
temporis vorzunehmen, 
womit die MWST-recht-
liche Beurteilung der Ver-
gangenheit irrelevant ist. 

Weil gemäss neuem Mehr-
wertsteuergesetz eine Um-
satzabstimmung erstellt 
werden muss, ist es rat-
sam, die Abgabe in der 
MWSt-Abrechnung anzu-
geben. Unter Ziff. 200 
wird der Betrag deklariert 
und mit einem Vermerk 
unter Ziff. 280 wieder ab-
gezogen. Alternativ kann 
der Betrag auch nur unter 
Ziff. 910 subsumiert wer-
den. So kommt es zu 
keiner Differenz in der 
Umsatzabstimmung.  

Ein Verzicht auf die Dekla-
ration hat keine Kon-
sequenz bei einer Steuer-
kontrolle, solange belegt 
werden kann, dass es sich 
bei der Umsatzdifferenz 
um die Rückerstattung der 
Lenkungsabgabe handelt.  

 
 

 
 

Mitarbeiterrabatte 
sind keine 

geldwerten Vorteile 
 
In Zürich hat das Ver-
waltungsgericht entschie-
den, dass Mitarbeiter-
rabatte keine geldwerten 
Leistungen darstellen und 
deshalb nicht dem Ein-
kommen des Arbeitneh-
mers hinzugerechnet wer-
den dürfen, sofern sie dem 
Grundsatz des Drittver-
gleichs standhalten. 

Scheitert der Drittvergleich 
oder ist er im Einzelfall 
nicht möglich, hat die 
Steuerbehörde in einem 
zweiten Schritt zusätzlich 
zu prüfen, ob und in-
wieweit der gewährte Mit-
arbeiterrabatt branchen-
üblich ist. (�Quelle: Verw 
Ger. ZH vom 3.3.2010) 
 

 

 

 
 

 
 

Zinszahlungen ins 

Ausland mit hohen 
Anforderungen 

verbunden 
 
Um Zinszahlungen ins 
Ausland steuerlich abzie-
hen zu können, müssen 
mehrere Kriterien erfüllt 
sein. 

So hat das Bundesgericht 
entschieden, dass über-
höhte ausländische Zinsen 
mit inländischen Kreditan-
geboten zu vergleichen 



sind. Ist nun der Kredit-
nehmer nicht in einer 
Zwangslage und hätte er 
auch die inländischen, 
günstigeren Kredite nut-
zen können, so kann er 
die hohen ausländischen 
Zinsen steuerlich nicht ab-
setzen. 

 
Übrigens: 

Abzugsfähig sind Zinsen in 
dem Zeitpunkt, in dem sie 
fällig werden; eine 
Bezahlung ist im Regelfall 
nicht vorausgesetzt. 
Werden die Zinsen vor 
Fälligkeit bezahlt, sind sie 
bereits bei der Zahlung 
abzugsfähig. (Quelle: BGE 
2C_524/2010, 2C_525/ 

2010 vom 16.12.2010) ���� 
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